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Anzeigepflicht bei strafbaren Handlungen an Kindern im Kanton St. Gallen
Sachverhalt

Ich wurde als Beistand für einen 16 jährigen Burschen eingesetzt. Er hat sexuelle Uebergriffe gegenüber seiner Schwester vollzogen.
Die Behörde hat Kenntnis von diesem Vorfall. Es stellt sich nun die Frage einer Anzeige. Sind die Behörde oder die Mitarbeiter des Vormundschaftsamtes zur Anzeige hier im Kanton SG verpflichtet? Als Beistand wäre der Einstieg in die Arbeit mit einer Einreichung einer Strafanzeige wohl nicht gerade sinnvoll.
 
Erwägungen

1. Anzeigerecht und Anzeigepflicht richten sich nach kantonalem Verfahrensrecht. Zwar enthält auch das Strafgesetzbuch Bestimmungen über die Anzeigepflicht und das Anzeigerecht, es geht dabei aber immer um Anzeige an die Vormundschaftsbehörde und nicht an die Strafuntersuchungsbehörde (Art. 358bis und Art. 358 ter  StGB). 


2. Das Strafprozessgesetz des Kantons St. Gallen sieht in Art. 167 (Anzeigerecht und -pflicht von Behörden und Beamten) folgendes vor:
1 Behörden und Beamte des Staats und der Gemeinden nach Art. 110 Ziff. 4 StGB61 sind berechtigt, Anzeige zu erstatten, wenn sie Kenntnis von einer von Amtes wegen zu verfolgenden strafbaren Handlung erhalten. Vorbehalten bleiben Mitteilungspflichten aufgrund anderer Gesetze. 

2 Sie sind zur Anzeige verpflichtet, wenn sie von einer strafbaren Handlung Kenntnis erhalten, die als Tötungsdelikt, schwere Körperverletzung, qualifizierter Raub, qualifizierte Erpressung, Freiheitsberaubung und Entführung unter erschwerenden Umständen, Geiselnahme, schweres Sexualdelikt, qualifizierte Brandstiftung oder Bestechung beurteilt werden könnte. Die Strafverfolgungsbehörden und deren Mitglieder sind zur Anzeige oder zur Einleitung der Untersuchung überdies verpflichtet, wenn sie in Ausübung ihres Dienstes Kenntnis von einer strafbaren Handlung erhalten, die ihren Aufgabenbereich betrifft und von Amtes wegen zu verfolgen ist.

3 Von der Anzeigepflicht ist befreit, wer das Zeugnis gestützt auf Art. 84 dieses Gesetzes verweigern könnte.
3. Ein Zeugnisverweigerungsrecht und damit einen Dispens von der Anzeigepflicht geniessen gemäss Art. 84 Strafprozessgesetz (Zeugnisverweigerungsrecht, a) Verwandtschaft und Vormundschaf)t 
1 Das Zeugnis können verweigern: 

a) Bluts-, Adoptiv- und Stiefverwandte in gerader Linie, Geschwister sowie Schwager und Schwägerin des Angeschuldigten; 

b) Ehegatte und Partner des Angeschuldigten, mit dem er eheähnlich zusammenlebt; 

c) Pflegeeltern und Pflegekinder des Angeschuldigten; 

d) Vormund und Beistand des Angeschuldigten. 

2 Besteht die das Zeugnisverweigerungsrecht begründende Beziehung nicht mehr, erstreckt sich das Zeugnisverweigerungsrecht nur auf die vor Auflösung der Beziehung eingetretenen Tatsachen.

3 Bezieht sich die Strafuntersuchung auf ein Tötungsdelikt, eine schwere Körperverletzung, eine Freiheitsberaubung oder Entführung unter erschwerenden Umständen, eine Geiselnahme, ein schweres Sexualdelikt oder eine qualifizierte Brandstiftung und richtet sich die strafbare Handlung gegen eine der in Abs.1 dieser Bestimmung genannten Personen, entfällt das Zeugnisverweigerungsrecht
4. Aus dem Gesagten sind folgende Schlüsse zu ziehen:
a. Die Vormundschaftsbehörde ist zur Anzeige verpflichtet, wenn es sich bei den Übergriffen um ein schweres Sexualdelikt handelt.

b. Als Beistand sind sie zur Anzeige verpflichtet, wenn es sich beim Übergriff gegen die Schwester des Beschuldigten (als Blutsverwandte) um ein schweres Sexualdelikt handelt. Allerdings wird in der Lehre bestritten, dass sich diese Anzeigepflicht durchsetzen lässt, weil sie mit den Pflichten des vormundschaftlichen Betreuers in Widerspruch stehen können. Die Schweigepflicht des vormundschaftlichen Mandatsträgers und die Wahrung des Mündelwohls gehen der Anzeigepflicht vor (Basler Kommentar ZGB I-Affolter N 54 f. zu Art. 406 ZGB).
c. Wenn es im wohlverstandenen Interesse des jugendlichen Täters und dessen Opfer liegt, eine Strafverfolgung einzuleiten, sollten Sie sich zu diesem Schritt entscheiden. Allerdings müsste dies aus meiner Sicht sowohl mit den Eltern, dem Jugendlichen als auch in anonymisierter Form mit dem Jugendgericht vorbesprochen werden. Das Jugendgericht dient insbesondere der Klärung der Frage, ob es sich um ein schweres Delikt handelt. Dazu müssten dem Jugendgericht so gut als möglich die Tatumstände geschildert werden können.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 18. Mai 2006
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